
Gewerkschaften

anderen Staates durch die Streit­
kräfte eines Staates oder der Einsatz 
jeglicher Waffen durch einen Staat 
gegen das Territorium eines anderen 
Staates; c) die Blockade der Häfen 
oder Küsten eines Staates durch die 
Streitkräfte eines anderen Staates;
d) der Angriff durch die Streitkräfte 
eines Staates auf die Land-, Luft- 
und Seestreitkräfte oder die See- 
und Luftflotten eines anderen Staa­
tes; c) der Einsatz von Streitkräften 
eines Staates, die sich mit dem Ein­
verständnis des Empfangsstaates auf 
dem Territorium dieses Staates be­
finden, im Gegensatz zu den im Ein­
verständnis fcstgclcgtcn Bedingun­
gen, oder jegliche Verlängerung ihres 
Aufenthaltes auf solchem Territo­
rium über den Termin des Ablau­
fens dieses Einverständnisses hinaus; 
f) die Erlaubnis eines Staates, sein 
Territorium, das er einem anderen 
Staat zur Verfügung gestellt hat, 
durch diesen für Aggressionshand­
lungen gegen einen dritten Staat ver­
wenden zu lassen; g) die Entsen­
dung durch einen Staat oder im Na­
men eines Staates von bewaffneten 
Banden, Gruppen, Irregulären oder 
Söldnern, die bewaffnete Gewalt 
gegen einen anderen Staat von sol­
cher Schwere anwenden, die den 
obengenannten Handlungen glcich- 
kommt, oder die maßgebliche Ver­
wicklung dieses Staates darin. In 
Übereinstimmung mit seinen Kom­
petenzen nach der UNO-Charta 
kann der Sicherheitsrat auch andere 
als die in Art. 3 genannten Handlun­
gen als Aggression qualifizieren bzw. 
feststcllcn, daß eine derartige Hand­
lung unter Berücksichtigung aller Be­
gleitumstände nicht als Aggression 
anzusehen ist.
Das völkerrechtliche Grundprinzip 
des G. ist in der DDR - wie alle 
„allgemein anerkannten, dem Frie­
den und der friedlichen Zusammen­
arbeit der Völker dienenden Regeln 
des Völkerrechts“ - durch Art. 8 der 
Verfassung der DDR zu unmittelbar 
geltendem, alle Staatsorgane und
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Bürger bindendem Recht erklärt. 
Verbrechen gegen den Frieden sind 
in der DDR unter schwerste Strafe 
gestellt. Die feierliche Bestätigung 
und Bekräftigung des G. in der 
Schlußakte der —>• Konferenz über 
Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa, Helsinki 1975, durch 33 
europäische Staaten sowie die USA 
und Kanada war ein weiterer Schritt 
in der Richtung, den Verzicht auf 
Gewalt in den internationalen Be­
ziehungen zu einem Gesetz des in­
ternationalen Lebens zu machen. Die 
UdSSR vertritt, unterstützt von wei­
teren sozialistischen u. a. Staaten, 
die Auffassung, daß in der gegen­
wärtigen Situation zusätzliche An­
strengungen unternommen werden 
müssen, damit die strikte Einhaltung 
des Prinzips des G. durch alle Staa­
ten gewährleistet wird. Diesem Ziel 
würde die Ausarbeitung und der 
Abschluß eines Weltvertrages über 
den Gewaltverzicht in den zwischen­
staatlichen Beziehungen entsprechen. 
Der XXXI. Vollversammlung der 
UNO wurde durch die UdSSR ein 
entsprechender Vertragsentwurf zur 
Beratung unterbreitet.

Gewerkschaften: Organisationen
der Arbeiter, Angestellten und An­
gehörigen der Intelligenz zur Vertre­
tung ihrer ökonomischen, politischen, 
sozialen, kulturellen und rechtlichen 
Interessen. Flervorgegangen aus Un­
terstützungskassen, Streikkoalitionen 
und z. T. Arbeiterbildungsorganisa­
tionen, nahmen die G. mit der Ent­
wicklung des Kapitalismus, mit der 
Verschärfung des Gegensatzes zwi­
schen Bourgeoisie und Proletariat 
Massenumfang an. Aus ihrem Klas­
sencharakter ergibt sich objektiv die 
Aufgabe, Organisationen der —So­
lidarität, Schulen des -> Klassen­
kampfes, Schulen des Sozialismus zu 
sein. Ihre geschichtlichen Aufgaben 
wurden von K. Marx und F. Engels 
theoretisch begründet. Nach der —> 
marxistisch-leninistischen Partei sind 
die G. die bedeutendste Organisa-


